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Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Struve, Dr. Stolten- 
berg und Genossen 
— Drucksache 194 — 


Die Kleine Anfrage wird im Einvernehmen mit den beteiligten 
Bundesministerien wie folgt beantwortet; 

Um etwaigen Schwierigkeiten bei der Ersatzlandbesdiaffung 
zu begegnen, hat der Herr Bundesminister der Finanzen auf 
Anregung und im Einvernehmen mit dem Herrn Bundes- 
minister für Verteidigung die Oberfinanzdirektionen mit Rund- 
schreiben vom 1 1. Februar 1957 — II E/6 — BL 1471 C — 4/57 — 

~nB/3 —0*4483 ^ 1/57 

ermächtigt, in angemessenem Umfange Vorratsland zu be- 
schaffen. Mit der Beschaffung des Vorratslandes sind die 
Landessiedlungsgesellschaften beauftragt worden. Die Ver- 
fahrensrichtlinien sind in besonderen Verträgen zwisdien den 
Oberfinanzdirektionen und den Landessiedlungsgesellschaften 
festgelegt worden. 

Für die Abgabe dieses Vorratslandes an die durch den Grund- 
erwerb für Zwecke der Verteidigung betroffenen Eigentümer 
hat der Herr Bundesminister der Finanzen mit Rundschreiben 
vom 17. April 1957 — VI B/7 — BL 1700jC — 4/57 — 

0 4487 

folgendes bestimmt: 

1. Die durch die Vorratslandbesdiaffung entstehenden Ver- 
fahrens- und Ausführungskosten einschließlich der anläßlich 
des zweimaligen Eigentumswechsels entstehenden Neben- 
kosten fallen dem Bundeshaushalt (Epl. 14 bzw. Epl. 35) 
zur Last. 

2. Die unabweisbar notwendigen Umzugskosten werden zu 
Lasten des Bundeshaushalts erstattet. 


Druck: Buduirudiorei R. Madel, Bonn, Bonner Talweg 106 
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3. Das Vorratsland ist bei der Übertragung auf den neuen Eigen- 
tümer ohne Rücksidit auf den tatsächlich gezahlten Erwerbs- 
preis nach den gleichen Grundsätzen zu bewerten, nach 
den gleichen Grundsätzen zu bewerten, nach denen die vom 
Bund zu erwerbende Liegenschaft des Betroffenen bewertet 
wird. Zu diesem Zweck sind die Betriebszahlen (EMZ) der 
vom Bund zu erwerbenden Liegenschaft des Betroffenen und 
der von diesem zu übernehmenden Ersatzliegenschaft zu 
ermitteln und gegenüberzustellen. Ist der Wert der Ersatz- 
liegenschaft niedriger als der der abzugebenden Liegen- 
schaft, so ist der Untersdried zu Gunsten des Betroffenen 
in Geld zu vergüten. Umgekehrt hat der Betroffene etwaige 
Wertunterschiede zu Gunsten des Bundes entsprechend aus- 
zugleichen, 

4. Obwohl nach den Bestimmungen des Landbeschaffungsge- 
setzes (§ 24 LBG) Wertunterschiede an sich sofort auszu- 
gleichen sind, ist zugestanden, daß Ausgleichsbeträge zu 
Gunsten des Bundes, soweit es unter Berücksichtigung aller 
Umstände, insbesondere der wirtsdiaftlichen Verhältnisse 
des Betroffenen notwendig ist, als Darlehen zur Verfügung 
gestellt werden. Diese Darlehen sollen in der Regel in den 
ersten beiden Jahren mit mindestens 2 v. H. und in den 
folgenden Jahren mit 4 v. H. verzinst sowie vom dritten 
Jahre ab mit 3 v. H. getilgt werden. Die Oberhnanz- 
direktionen sind jedoch ermächtigt, in den Fällen, in denen 
die Ertragslage der Ersatzliegenschaft eine Tilgung in Höhe 
von 3 V. H. nidit zuläßt, den Tilgungssatz bis zu 2 v. H. zu 
senken. 

Die bisher aufgetretenen Schwierigkeiten sind insbesondere 
darauf zurückzuführen, daß die Beschaffung wertgleicher Ersatz- 
höfe nur in den seltensten Fällen möglich ist. Diese Schwierig- 
keiten konnten aber dadurch überwunden werden, daß hin- 
sichtlich der Bemessung der Bundesdarlehen zur Deckung der 
Wertunterschiede zu Gunsten des Bundes wohlwollend ver- 
fahren worden ist. Andererseits wird es aber nicht vertret- 
bar sein, wie von einigen Landessiedlungsgesellschaften an- 
geregt, mit Hilfe von Mitteln der Verteidigungshaushalte 
(Epl. 14 bzw. 35) agrarstrukturelle Verbesserungen durchzu- 
führen. In Übereinstimmung mit dem Herrn Bundesminister 
der Finanzen und dem Herrn Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten habe ich bisher die Auffassung 
vertreten, daß die sich aus derartigen Forderungen ergebenden 
Kosten aus den dafür vorgesehenen Sondermitteln (z. B. dem 
Grünen Plan oder allgemeinen Siedlungsmitteln) zu bestreiten 
sind; von dieser Auffassung abzugehen, liegt kein Anlaß vor. 
Die Oberfinanzdirektionen sind gehalten, in den Einzelfällen 
Verhandlungen mit den zuständigen Ministerien der Länder 
aufzunehmen, damit die zu treffenden Maßnahmen auf ein- 
ander abgestimmt werden. 
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Den Oberfinanzdirektionen sind bisher auf dem Gebiete der 
Abgabe von Ersatzland und der Bewilligung von Darlehen 
zum Ausgleich von Wertunterschieden zu Gunsten des Bundes 
keine Zuständigkeiten eingeräumt worden, weil zunächst Er- 
fahrungen auf diesem Gebiete gesammelt werden sollten. Ins- 
besondere sind die Entsdieidungen über die Gewährung von 
Darlehen gemäß Ziffer 4 des Rundschreiben des Herrn Bundes- 
minister der Finanzen von 17. April 1957 jeweils im Zu- 
sammenhang mit der Zustimmung zu der Abgabe des Ersatz- 
landes von mir bzw. dem Herrn Bundesminister der Finanzen 
getroffen worden. 

Es dürfte Jetzt aber der Zeitpunkt gekommen sein, den Ober- 
finanzdirektionen sowohl hinsichtlich der Abgabe von Ersatz- 
land als audi der Gewährung von Darlehen entsprediende 
Ermächtigungen zu erteilen. Es ist daher beabsichtigt, die Ober- 
finanzdirektionen zu ermächtigen, bis zu einer noch zu bestim- 
menden Wertgrenze die Entsdieidungen in eigener Zuständig- 
keit zu treffen. 

Zusammenfassend darf daher festgestellt werden, daß 

a) rechtzeitig und in ausreidiender Größe als Ersatzland ge- 
eignetes Vorratsland beschafft worden ist, so daß bisher 
den Betroffenen jeweils mehrere Ersatzhöfe wahlweise an- 
geboten werden konnten, 

b) mit besonderen Schwierigkeiten bei der Beschaffung von 
Vorratsland bei der augenblicklichen Marktlage nicht zu 
redinen ist, 

c) für einen etwaigen Wertausgleich zu Gunsten des Bundes 
den Betroffenen Darlehen zu Bedingungen gewährt werden, 
die zumutbar und mit Rücksidit auf die Kreditbedingungen 
des Kapitelmarktes als besonders günstig angesehen werden 
müssen, und 

d) die Zuständigkeiten der Oberfinanzdirektionen erweitert 
werden. 


In Vertretung 

Dr. Busch 



